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VEREINBARUNG

zwischen der Europiischen Union und dem Fiirstentum Liechtenstein zur Festlegung der Modaliti-
ten seiner Beteiligung am Europiischen Unterstiitzungsbiiro fiir Asylfragen

DIE EUROPAISCHE UNION, nachstehend ,EU“ genannt,

einerseits und

DAS FURSTENTUM LIECHTENSTEIN, nachfolgend ,Liechtenstein“ genannt,
andererseits —

gestiitzt auf Artikel 49 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 439/2010 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
19. Mai 2010 zur Einrichtung eines Europaischen Unterstiitzungsbiiros fiir Asylfragen ('), nachstehend ,Verordnung*
genannt,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung sieht vor, dass das Europdische Unterstiitzungsbiiro fiir Asylfragen, nachstehend ,Unterstiitzungs-
biiro“ genannt, um seinen Auftrag erfiillen zu konnen, der Beteiligung von Landern offen gegeniiberstehen sollte,
die mit der EU Abkommen geschlossen haben, auf deren Grundlage sie das EU-Recht in dem unter die Verord-
nung fallenden Bereich iibernommen haben und anwenden, was insbesondere Island, Liechtenstein, Norwegen
und die Schweiz, nachstehend ,assoziierte Linder genannt, betrifft.

(2)  Liechtenstein hat mit der EU Abkommen geschlossen, auf deren Grundlage es das EU-Recht in dem unter die Ver-
ordnung fallenden Bereich iibernommen hat und anwendet; insbesondere ist Liechtenstein dem Abkommen zwi-
schen der Europdischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft iiber die Kriterien und Verfah-
ren zur Bestimmung des zustindigen Staates fur die Priffung eines in einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz
gestellten Asylantrags (%) beigetreten —

HABEN FOLGENDES VEREINBART:

Artikel 1

Umfang der Beteiligung

Liechtenstein beteiligt sich zu den in dieser Vereinbarung festgelegten Bedingungen in vollem Umfang an der Arbeit des
Unterstiitzungsbiiros und hat Anspruch auf die in der Verordnung genannten Unterstiitzungsmafinahmen des Unterstiit-
zungsbiiros.

Artikel 2

Verwaltungsrat

Liechtenstein ist im Verwaltungsrat des Unterstiitzungsbiiros als Beobachter ohne Stimmrecht vertreten.

Artikel 3

Finanzieller Beitrag

(1)  Liechtenstein leistet einen Jahresbeitrag zu den Einnahmen des Unterstiitzungsbiiros, der sich gemif8 der Formel in
Anhang I nach dem Anteil seines Bruttoinlandsprodukts (BIP) am gesamten BIP aller beteiligten Staaten berechnet.

(2)  Der finanzielle Beitrag gemifl Absatz 1 fillt ab dem Tag nach Inkrafttreten dieser Vereinbarung an. Der erste finan-
zielle Beitrag wird entsprechend der nach Inkrafttreten dieser Vereinbarung in dem betreffenden Jahr noch verbleibenden
Zeitspanne anteilmafig gekiirzt.

(') ABLL132vom 29.5.2010,8.11.
() ABLL160vom 18.6.2011,S. 39.
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Artikel 4

Datenschutz

(1)  Bei der Anwendung dieser Vereinbarung erfolgt die Datenverarbeitung durch Liechtenstein gemaf8 der Richtlinie
95/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (').

(2)  Fir die Zwecke dieser Vereinbarung findet auf die Verarbeitung personenbezogener Daten durch das Unterstiit-
zungsbiiro die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der
Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (}) Anwendung.

(3)  Liechtenstein beachtet die in der Geschiftsordnung des Verwaltungsrats festgelegten Vorschriften tiber die Vertrau-
lichkeit der im Besitz des Unterstiitzungsbiiros befindlichen Dokumente.

Artikel 5
Rechtsstellung

Das Unterstiitzungsbiiro besitzt Rechtspersonlichkeit nach liechtensteinischem Recht und verfiigt in Liechtenstein tiber
die weitestgehende Rechts- und Geschiftsfihigkeit, die juristischen Personen nach liechtensteinischem Recht zuerkannt
wird. Es kann insbesondere bewegliches und unbewegliches Vermégen erwerben und verdufern und ist vor Gericht par-
teifahig.

Artikel 6

Haftung

Die Haftung des Unterstiitzungsbiiros bestimmt sich nach Artikel 45 Absitze 1, 3 und 5 der Verordnung.

Artikel 7

Gerichtshof der Europiischen Union

Liechtenstein erkennt die Zustindigkeit des Gerichtshofs der Europidischen Union fir das Unterstiitzungsbiiro nach Maf-
gabe des Artikels 45 Absdtze 2 und 4 der Verordnung an.

Artikel 8

Personal des Unterstiitzungsbiiros

(1)  Im Einklang mit Artikel 38 Absatz 1 und Artikel 49 Absatz 1 der Verordnung gelten fiir Staatsangehorige Liech-
tensteins, die vom Unterstiitzungsbiiro als Bedienstete eingestellt werden, das Statut der Beamten und die Beschiftigungs-
bedingungen fiir die sonstigen Bediensteten der Europdischen Union, die von den Organen der EU einvernehmlich erlas-
senen Regelungen fur die Anwendung dieses Statuts und dieser Beschiftigungsbedingungen sowie die vom Unterstiit-
zungsbiiro gemafd Artikel 38 Absatz 2 der Verordnung erlassenen Durchfithrungsbestimmungen.

(2)  Abweichend von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 82 Absatz 3 Buchstabe a der Beschiftigungsbedin-
gungen fiir die sonstigen Bediensteten der Europdischen Union konnen Staatsangehorige Liechtensteins, die im Besitz
ihrer vollen staatsbiirgerlichen Rechte sind, nach den vom Unterstiitzungsbiiro erlassenen Vorschriften fir die Auswahl
und Einstellung von Personal vom Exekutivdirektor des Unterstiitzungsbiiros auf Vertragsbasis eingestellt werden.

(3)  Artikel 38 Absatz 4 der Verordnung gilt entsprechend fiir Staatsangehorige Liechtensteins.

(4)  Staatsangehorige Liechtensteins konnen jedoch nicht zum Exekutivdirektor des Unterstiitzungsbiiros ernannt wer-
den.

Artikel 9

Vorrechte und Befreiungen

Liechtenstein wendet auf das Unterstlitzungsbiiro und dessen Personal das Protokoll iiber die Vorrechte und Befreiungen
der Europiischen Union () sowie die auf der Grundlage dieses Protokolls erlassenen Vorschriften fiir Personalangelegen-
heiten des Unterstiitzungsbiiros an.

() ABLL281vom 23.11.1995,S. 31.
() ABLL 8vom 12.1.2001,S. 1.
() ABL C 83 vom 30.3.2010, S. 266.
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Artikel 10

Betrugsbekimpfung

Die sich auf Artikel 44 der Verordnung beziehenden Bestimmungen fiir die von der EU in Liechtenstein durchgefiihrte
Finanzkontrolle betreffend die Teilnehmer an Aktivititen des Unterstiitzungsbiiros sind in Anhang II enthalten.

Artikel 11

Ausschuss

(1) Ein Ausschuss aus Vertretern der Europdischen Kommission und Liechtensteins iiberwacht die ordnungsgemifSe
Durchfithrung dieser Vereinbarung und gewihrleistet diesbeziiglich einen kontinuierlichen Meinungs- und Informations-
austausch. Aus praktischen Griinden tagt der Ausschuss gemeinsam mit den entsprechenden Ausschiissen, die mit ande-
ren gemdfs Artikel 49 Absatz 1 der Verordnung beteiligten assoziierten Lindern eingesetzt wurden. Er tritt auf Antrag
Liechtensteins oder der Europdischen Kommission zusammen. Der Verwaltungsrat des Unterstiitzungsbiiros wird iiber
die Arbeit des Ausschusses unterrichtet.

(2)  Informationen iiber geplante EU-Rechtsvorschriften, die die Verordnung entweder unmittelbar berithren oder
dndern oder sich voraussichtlich auf den in Artikel 3 dieser Vereinbarung vorgesehenen finanziellen Beitrag auswirken,
werden tibermittelt und es wird ein Meinungsaustausch im Ausschuss dariiber gefiihrt.

Artikel 12

Anhinge

Die Anhinge dieser Vereinbarung sind Bestandteil dieser Vereinbarung.

Artikel 13

Inkrafttreten

(I) Die Vertragsparteien genchmigen diese Vereinbarung nach ihren jeweiligen internen Verfahren. Sie notifizieren
einander den Abschluss dieser Verfahren.

(2)  Diese Vereinbarung tritt am ersten Tag des ersten Monats nach dem Tag der letzten Notifizierung gemafd Absatz 1
in Kraft.

Artikel 14

Beendigung und Giiltigkeit
(1)  Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

(2)  Jede Vertragspartei kann nach Konsultationen im Ausschuss diese Vereinbarung durch Notifizierung an die andere
Vertragspartei kiindigen. Diese Vereinbarung tritt sechs Monate nach dem Tag dieser Notifizierung aufler Kraft.

(3)  Diese Vereinbarung wird beendet, sofern das Protokoll zwischen der Européischen Gemeinschaft, der Schweizer-
ischen Eidgenossenschaft und dem Firstentum Liechtenstein iiber den Beitritt des Fiirstentums Liechtenstein zum
Abkommen zwischen der Europdischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft tiber die Kriterien und
Verfahren zur Bestimmung des zustindigen Staates fiir die Priffung eines in einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz
gestellten Asylantrags (') beendet wird.

(4)  Diese Vereinbarung ist in zwei Urschriften in bulgarischer, ddnischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer,
franzosischer, griechischer, italienischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederldndischer, polnischer, por-
tugiesischer, rumanischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache
abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaflen verbindlich ist.

(') ABLL160vom 18.6.2011, S. 39.
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CnbcraBeHo B BpokcelT Ha TpeTy MapT 1Be XWISIM M YeTHPHUHAJIeceTa TO[MHA.

Hecho en Bruselas, el tres de marzo de dos mil catorce.

V Bruselu dne tfettho bfezna dva tisice ¢trndct.

Udferdiget i Bruxelles den tredje marts to tusind og fjorten.

Geschehen zu Briissel am dritten Marz zweitausendvierzehn.

Kahe tuhande neljateistkiimnenda aasta mértsikuu kolmandal péeval Briisselis.
'Eywve otig Bpu&éNes, omig tpeig Maptiou duo yihiadeg dexatéooepa.

Done at Brussels on the third day of March in the year two thousand and fourteen.
Fait a Bruxelles, le trois mars deux mille quatorze.

Sastavljeno u Bruxellesu treeg ozujka dvije tisuce Cetrnaeste.

Fatto a Bruxelles, addi tre marzo duemilaquattordici.

Brisele, divi tiikstosi Cetrpadsmita gada treaja marta.

Priimta du tikstanciai keturiolikty mety kovo trecia dieng Briuselyje.

Kelt Briisszelben, a kétezer-tizennegyedik év marcius havanak harmadik napjan.
Maghmul fi Brussell, fit-tielet jum ta’ Marzu tas-sena elfejn u erbatax.

Gedaan te Brussel, de derde maart tweeduizend veertien.

Sporzadzono w Brukseli dnia trzeciego marca roku dwa tysigce czternastego.
Feito em Bruxelas, em trés de marco de dois mil e catorze.

Intocmit la Bruxelles la trei martie doud mii paisprezece.

V Bruseli treticho marca dvetisicitrndst.

V Bruslju, dne tretjega marca leta dva tiso¢ $tirinajst.

Tehty Brysselissd kolmantena pdivind maaliskuuta vuonna kaksituhattaneljitoista.

Som skedde i Bryssel den tredje mars tjugohundrafjorton.
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3a EBporeiickus cpio3

Por la Unién Europea

Za Evropskou unii

For Den Europziske Union C\/é\_\k M’/L—
Fir die Européische Union

Euroopa Liidu nimel

T'a v Euponaikn Eveon

For the European Union
Pour 'Union européenne
Za Europsku uniju

Per 'Unione europea \
Eiropas Savienibas varda —
Europos Sgjungos vardu

Az Eurdpai Unid részérdl
Ghall-Unjoni Ewropea

Voor de Europese Unie

W imieniu Unii Europejskiej
Pela Unido Europeia

Pentru Uniunea Europeand
Za Eurépsku tniu

Za Evropsko unijo
Euroopan unionin puolesta

For Europeiska unionen

3a Knsixectso JIuxreHuaitH

Por el principado de Liechtenstein
Za Lichtenstejnské knizectvi

For Fyrstendemmet Liechtenstein
Fir das Furstentum Liechtenstein
Liechtensteini Viirstiriigi nimel
T'a o Tlptykimdto Tou Atytevatdy
For the Principality of Liechtenstein

Pour la Principauté de Liechtenstein r_\ "
Za Knezevinu Lihtenstajn '
Per il Principato del Liechtenstein
Lihtensteinas Firstistes varda —
Lichtensteino Kunigaikstystés vardu

A Liechtensteini Hercegség részérél
Ghall-Prin¢ipat tal-Liechtenstein

Voor het Vorstendom Liechtenstein

W imieniu Ksigstwa Lichtensteinu

Pelo Principado do Listenstaine

Pentru Principatul Liechtenstein

Za Lichtenstajnské knieZatstvo

Za KneZevino Lihtenstajn
Liechtensteinin ruhtinaskunnan puolesta
For Furstendomet Liechtenstein
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ANHANG I

Formel fiir die Berechnung des Beitrags

1. Der finanzielle Beitrag Liechtensteins zu den Einnahmen des Unterstiitzungsbiiros gemdf Artikel 33 Absatz 3 Buch-
stabe d der Verordnung wird wie folgt berechnet:

Die aktuellsten endgiiltigen Zahlen zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) Liechtensteins, die am 31. Mirz jedes Jahres vor-
liegen, werden durch die Summe der fiir dasselbe Jahr vorliegenden BIP-Zahlen aller Staaten, die sich am Unterstiit-
zungsbiiro beteiligen, dividiert. Der so erhaltene prozentuale Anteil wird auf den Teil der bewilligten Einnahmen des
Unterstiitzungsbiiros gemaf Artikel 33 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung in dem betreffenden Jahr angewandt
und so der finanzielle Beitrag Liechtensteins ermittelt.

2. Der finanzielle Beitrag wird in Euro gezahlt.

3. Liechtenstein zahlt seinen finanziellen Beitrag spitestens 45 Tage nach Erhalt der Belastungsanzeige. Bei Zahlungsver-
zug werden Liechtenstein ab dem Filligkeitstag Verzugszinsen fiir den ausstehenden Betrag berechnet. Als Zinssatz
wird der von der Europdischen Zentralbank fiir ihre Hauptrefinanzierungsgeschifte zugrunde gelegte und am ersten
Tag des Filligkeitsmonats geltende, im Amtsblatt der Europdischen Union, Reihe C, veroffentlichte Zinssatz zuziiglich
3,5 Prozentpunkten angewandt.

4. Der finanzielle Beitrag Liechtensteins wird im Einklang mit diesem Anhang angepasst, wenn der finanzielle Beitrag
der EU aus dem Gesamthaushaltsplan der Europdischen Union, auf den Artikel 33 Absatz 3 Buchstabe a der Verord-
nung Bezug nimmt, gemafl den Artikeln 26, 27 oder 41 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europa-
ischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan
der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (') erhoht wird. In einem sol-
chen Fall ist die Differenz binnen 45 Tagen nach Erhalt der Belastungsanzeige zu zahlen.

5. Wenn Mittel fiir Zahlungen, die das Unterstiitzungsbiiro gemaf$ Artikel 33 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung fiir
das Jahr n von der EU erhalten hat, nicht bis zum 31. Dezember des Jahres n ausgegeben werden oder der Haushalt
des Unterstiitzungsbiiros fiir das Jahr n gemifl den Artikeln 26, 27 oder 41 der Verordnung (EU, Euratom)
Nr. 966/2012 gekiirzt wurde, wird der Teil dieser nicht ausgegebenen oder gekiirzten Mittel fiir Zahlungen, der dem
Anteil des Beitrags Liechtensteins entspricht, auf den Haushalt des Unterstiitzungsbiiros fiir das Jahr n + 1 tibertragen.
Der Beitrag Liechtensteins zum Haushalt des Unterstiitzungsbiiros fiir das Jahr n + 1 reduziert sich entsprechend.

() ABLL298vom 26.10.2012,S. 1.
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ANHANG II

Finanzkontrolle betreffend Teilnehmer aus Liechtenstein an Aktivititen des Unterstiitzungsbiiros

Artikel 1
Direkte Kommunikation

Das Unterstiitzungsbiiro und die Europiische Kommission stehen in direkter Verbindung zu allen in Liechtenstein ansas-
sigen Personen und Einrichtungen, die an Aktivititen des Unterstiitzungsbiiros als Auftragnehmer, Teilnehmer an einem
Programm des Unterstiitzungsbiiros, Empfinger von Mitteln des Unterstiitzungsbiiros oder von EU-Mitteln oder als
Unterauftragnehmer teilnehmen. Diese Personen kénnen der Europdischen Kommission und dem Unterstiitzungsbiiro
direkt alle relevanten Informationen und Unterlagen tibermitteln, die sie gemdfl den in der Vereinbarung genannten
Instrumenten und den in Anwendung dieser Instrumente geschlossenen Vertrigen und Abkommen oder gefassten
Beschliissen vorzulegen haben.

Artikel 2
Priifungen

(1) Im Einklang mit der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
25. Oktober 2012 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union und zur Aufhebung der Verord-
nung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (*), mit der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002 der Kommission
vom 23. Dezember 2002 betreffend die Rahmenfinanzregelung fiir Einrichtungen gemafl Artikel 185 der Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Europiischen
Gemeinschaften () sowie mit den {ibrigen Rechtsinstrumenten, auf die diese Vereinbarung Bezug nimmt, konnen die mit
den in Liechtenstein ansissigen Begiinstigten geschlossenen Vertrige oder Abkommen sowie die mit ihnen gemeinsam
gefassten Beschliisse vorsehen, dass Bedienstete des Unterstiitzungsbiiros und der Europiischen Kommission oder andere
von ihnen beauftragte Personen jederzeit wissenschaftliche, finanzielle, technische oder sonstige Priifungen bei den
Begiinstigten und ihren Unterauftragnehmern durchfiihren kénnen.

(2)  Bedienstete des Unterstiitzungsbiiros und der Europdischen Kommission und andere von ihnen beauftragte Perso-
nen erhalten in angemessenem Umfang Zugang zu Einrichtungen, Arbeiten und Unterlagen und zu allen Informatio-
nen — auch in elektronischer Form —, die zur Durchfithrung solcher Priifungen erforderlich sind. Dieses Zugangsrecht
wird in den Vertrdgen oder Abkommen zur Anwendung der in dieser Vereinbarung genannten Instrumente ausdriicklich
erwahnt.

(3)  Der Europdische Rechnungshof hat dieselben Rechte wie die Europdische Kommission.

(4)  Die Priifungen konnen bis funf Jahre nach Ablauf dieser Vereinbarung oder nach Mafigabe der jeweiligen Vertrige,
Abkommen oder Beschliisse stattfinden.

(5)  Der nationale Rechnungshof Liechtensteins wird von den im Hoheitsgebiet Liechtensteins durchgefithrten Priifun-
gen zuvor unterrichtet. Diese Unterrichtung ist keine rechtliche Voraussetzung fur die Durchfithrung dieser Priifungen.

Artikel 3
Kontrollen vor Ort

(1) Im Rahmen dieser Vereinbarung ist die Europdische Kommission (OLAF) berechtigt, im Hoheitsgebiet Liechtenst-
eins Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort nach Mafgabe der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom
11. November 1996 betreffend die Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finan-
ziellen Interessen der Europdischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen UnregelmiRigkeiten (*) durchzufiihren.

(2)  Die Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort werden von der Europdischen Kommission in enger Zusammenarbeit
mit dem nationalen Rechnungshof Liechtensteins oder mit den anderen zustindigen, vom nationalen Rechnungshof
Liechtensteins bestimmten liechtensteinischen Behorden vorbereitet und durchgefihrt, die rechtzeitig tiber den Gegen-
stand, den Zweck und die Rechtsgrundlage der Kontrollen und Uberpriifungen unterrichtet werden, so dass sie die not-
wendige Unterstiitzung leisten konnen. Zu diesem Zweck konnen die Bediensteten der zustindigen liechtensteinischen
Behorden an den Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort teilnehmen.

() ABLL298vom 26.10.2012, 8. 1.

(*) ABL L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 652/2008 der Kommission (ABI. L 181
vom 10.7.2008, S. 23).

() ABLL292vom 15.11.1996,S. 2.
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(3)  Auf Wunsch der betreffenden liechtensteinischen Behorden werden die Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort
gemeinsam von ihnen und der Europdischen Kommission durchgefiihrt.

(4)  Widersetzen sich die Programmteilnehmer Kontrollen oder Uberpriifungen vor Ort, so leisten die liechtensteini-
schen Behorden im Einklang mit den nationalen Vorschriften den Priffern der Europiischen Kommission die Unterstiit-
zung, die diese benétigen, um ihrer Verpflichtung zur Durchfithrung von Kontrollen oder Uberpriifungen vor Ort nach-
kommen zu kénnen.

(5)  Die Europdische Kommission teilt dem nationalen Rechnungshof Liechtensteins so bald wie maoglich alle Fakten
und jeden Verdacht im Zusammenhang mit einer UnregelmaRigkeit mit, von der sie bei Kontrollen oder Uberpriifungen
vor Ort Kenntnis erhalten hat. Die Kommission hat die genannte Behorde in jedem Fall iiber das Ergebnis dieser Kontrol-
len und Uberpriifungen zu unterrichten.

Artikel 4
Information und Konsultation

(I)  Um eine ordnungsgemdfle Durchfithrung dieses Anhangs zu gewahrleisten, tauschen die zustindigen Behorden
Liechtensteins und der EU regelmifig Informationen aus und fithren auf Verlangen einer der Vertragsparteien Konsulta-
tionen durch.

(2)  Erhalten die zustindigen liechtensteinischen Behorden Kenntnis von Fakten oder Verdachtsmomenten in Bezug auf
Unregelmafigkeiten im Zusammenhang mit dem Abschluss und der Durchfithrung der Vertrige und Abkommen, die in
Anwendung der in dieser Vereinbarung genannten Instrumente geschlossen wurden, so teilen sie dies dem Unterstiit-
zungsbiiro und der Europdischen Kommission unverziiglich mit.

Artikel 5
Vertraulichkeit

Die aufgrund dieses Anhangs iibermittelten oder erhaltenen Informationen unterliegen unabhingig von ihrer Form dem
Amtsgeheimnis und geniefen den Schutz, der vergleichbaren Informationen nach liechtensteinischem Recht und nach
den entsprechenden Vorschriften fiir die EU-Organe zukommt. Diese Informationen diirfen nur an Personen weitergege-
ben werden, die in den EU-Organen, den Mitgliedstaaten oder Liechtenstein aufgrund ihrer amtlichen Eigenschaft davon
Kenntnis erhalten miissen, und zu keinem anderen Zweck als zur Gewihrleistung eines wirksamen Schutzes der finan-
ziellen Interessen der Vertragsparteien verwendet werden.

Artikel 6
Verwaltungsrechtliche MaBnahmen und Sanktionen

Unbeschadet der Anwendung des liechtensteinischen Strafrechts konnen das Unterstiitzungsbiiro oder die Europiische
Kommission gemidfl der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
25. Oktober 2012 iiber die Haushaltsordnung fir den Gesamthaushaltsplan der Union und zur Aufhebung der Verord-
nung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates ('), gemif$ der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommis-
sion tiber die Anwendungsbestimmungen fir die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europaischen Parlaments
und des Rates tiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union (}) und gemidf der Verordnung (EG,
Euratom) Nr. 2988/95 des Rates iiber den Schutz der finanziellen Interessen der Europdischen Gemeinschaften (°) zu ver-
waltungsrechtlichen Mafnahmen und Sanktionen greifen.

Artikel 7
Einforderung und Vollstreckung

Die Entscheidungen, die das Unterstiitzungsbiiro oder die Europdische Kommission innerhalb des Geltungsbereichs dieser
Vereinbarung treffen und die anderen Rechtspersonen als Staaten eine Zahlung auferlegen, sind in Liechtenstein voll-
streckbar. Der Vollstreckungstitel wird nach einer Priffung, die sich lediglich auf die Echtheit des Titels erstrecken darf,
von der Behorde ausgestellt, die die liechtensteinische Regierung zu diesem Zweck bestimmt und dem Unterstiitzungs-
biiro oder der Europdischen Kommission benennt. Die Vollstreckung erfolgt nach den Vorschriften des liechtensteini-
schen Verfahrensrechts. Die Rechtmifigkeit der Vollstreckungsentscheidung unterliegt der Kontrolle des Gerichtshofs der
Europiischen Union.

Die Urteile, die der Gerichtshof der Europidischen Union aufgrund einer Schiedsklausel fillt, sind unter den gleichen
Bedingungen vollstreckbare Titel.

() ABLL 298 vom 26.10.2012,S. 1.
() ABLL362vom 31.12.2012,S. 1.
() ABLL312vom 23.12.1995,S. 1.



	VEREINBARUNG zwischen der Europäischen Union und dem Fürstentum Liechtenstein zur Festlegung der Modalitäten seiner Beteiligung am Europäischen Unterstützungsbüro für Asylfragen 

